
   

Rechtssichere Einführung der Bezahlkarte  

Erst auf großen Druck von CDU und CSU erklärte sich der 

Bundeskanzler in der Ministerpräsidentenkonferenz am 6. 

November 2023 dazu bereit, die Rechtsgrundlage für die 

bundesweite Einführung von Bezahlkarten für Asylbewer-

ber zu schaffen. Mit den Regierungschefinnen und Regie-

rungschefs der Länder bestand Einigkeit in der Zielsetzung, 

Barauszahlungen an Leistungsberechtigte nach dem Asyl-

bewerberleistungsgesetz (AsylbLG) weiter einzuschränken. 

So sollen Anreize zur irregulären Migration nach Deutsch-

land reduziert und auch der Verwaltungsaufwand bei den 

Kommunen minimiert werden. Hierzu sollen bundesweit 

Leistungen durch die Ausgabe von Bezahlkarten gewährt 

werden können. Notwendigen gesetzlichen Anpassungsbe-

darf im AsylbLG wollte die Bundesregierung zeitnah auf den 

Weg bringen. Bisher liegt kein geeinter Gesetzentwurf der 

Regierungskoalition vor, da die Bundestagsfraktion von 

Die Woche im Bundestag 

Bündnis 90/Die Grünen der eigenen Bundesregierung die 

Zustimmung verweigert. Diese neueste Episode im end-

losen Streit der Bundesregierung sagt viel aus über die 

mangelnde Autorität des Bundeskanzlers in seiner eige-

nen Koalition. 

Die Tatenlosigkeit der Regierung im Bereich der Migrati-

onspolitik ist nicht länger hinzunehmen. Dem Wunsch 

der Bundesländer folgend, haben wir in dieser Sitzungs-

woche nun einen eigenen Gesetzentwurf für eine rechts-

sichere Grundlage für die Einführung von Bezahlkarten 

vorgelegt.  

Angesichts des aktuellen Zustroms von Asylbewerbern, 

der die Kommunen überfordert und Deutschland an sei-

ne Belastungsgrenze bringt, ist es richtig, Leistungen 

nach dem Asylbewerberleistungsgesetz möglichst in 

Form von Sachleistungen oder mittels Bezahlkarte zu 

erbringen.  

https://dserver.bundestag.de/btd/20/107/2010722.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/107/2010722.pdf
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Die frauen– und familienpoliti-

sche Sprecherin der CDU/CSU-

Bundestagsfraktion, Silvia 

Breher über die Folgen von 

Kinderehen und was jetzt 

braucht, um bei dem Gesetz 

zur ihrer Bekämpfung nachzu-

bessern: 

„Kinderehen in Deutschland 

sind nicht so selten, wie man 

glauben möchte. In Deutsch-

land sind Kinderehen seit 2017 

nichtig, doch es muss nachge-

bessert werden. Dafür hat das 

Bundesverfassungsgericht be-

reits vor über einem Jahr eine Frist 

bis zum 30.06.2024 gesetzt. Passiert 

bis dahin nichts, kippt das ganze Ge-

setz und der Schutz der betroffenen 

Minderjährigen ist aufgehoben.  

Was ist bisher passiert? Nichts.  

Es liegen bislang weder Daten noch 

Erkenntnisse vor. Die Ampel hat in 

dieser Woche einen Gesetzentwurf 

angekündigt, doch wie der aussehen 

wird, wissen wir nicht.  

Die Zeit läuft davon. Der Schutz von 

Minderjährigen muss aber immer 

oberste Priorität haben!“  

(mehr dazu auf Seite 7) 

Kinderehen in Deutschland - wie geht es weiter?  

Jahrzehnte nach der ursprünglichen Planung, vielen Jahren 

mit Terminen, Gesprächen, Anschreiben, Überzeugungsar-

beit, Zusammenarbeit und breiter Unterstützung in der 

Region sowie einigen finalen Monaten Bauzeit ist das 

zweite Gleis der Weddeler Schleife endlich fertiggestellt. 

Zur Eröffnung und Verkehrsfreigabe der zweigleisigen 

Weddeler Schleife erklärt der Braunschweiger CDU-

Bundestagsabgeordnete Carsten Müller:   

„Heute ist ein wunderbarer Tag. 

Endlich ist es geschafft und die 

Weddeler Schleife ist zweigleisig 

befahrbar. Jeder Einsatz der letz-

ten Jahre – die Planungen, die 

unzähligen Gespräche, Termine, 

Anschreiben, die Zusammenar-

beit aller Unterstützerinnen und 

Unterstützer im Bund, dem Land 

und der Region, die Bereitstel-

lung der erforderlichen finanziel-

len Mittel, die Überwindung aller 

auftretender Hindernisse und 

schließlich die finalen Bauarbei-

ten – hat sich gelohnt. Viele Jahre 

nach der ursprünglichen Planung 

des Jahres 1990 und der eingleisigen Eröffnung 1998 ist das 

Schienennadelöhr in unserer Region endlich beseitigt. Für 

die Menschen und die Wirtschaft der Region steigert sich 

die Leistungsfähigkeit des Verkehrsträgers Schiene ab heute 

massiv. Das wird vor allem auch zu einem deutlich attrakti-

veren ÖPNV-Angebot führt – schon ab dem 22. März im 

Halbstundentakt von und nach Wolfsburg. 

Die Fertigstellung ist für mich Freude und Ansporn zugleich. 

Nach einem kurzen Moment des 

Genießens über das Erreichte, wer-

de ich aus der Fertigstellung der 

Weddeler Schleife die Kraft ziehen, 

um mindestens genauso entschlos-

sen an der Umsetzung der weiteren 

zentralen und bereits beschlossene 

Verkehrsinfrastrukturprojekte, wie 

den Lückenschluss der A39, den Bau 

des Schiffshebewerks in Scharne-

beck oder des Stichkanal Salzgitters 

zu arbeiten. Jedes Infrastrukturpro-

jekt ist wichtig und eine zentrale 

Investition in die Zukunft und 

Attraktivität unserer Region. Diese 

Umsetzung darf nicht wieder Jahr-

zehnte dauern!“ 

Weddeler Schleife endlich zweigleisig 
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Innovation erhöhen.“ (S. 19). In unserem Antrag – den wir in 

dieser Woche abschließend beraten haben – stellen wir fest: 

Das Gegenteil ist der Fall. Die Regierungskoalition kürzt bei 

den beiden weltweit anerkannten deutschen Vermittlerorga-

nisationen. Die AvH hat bereits öffentlich angekündigt, Konse-

quenzen für ihr Fördergeschäft ziehen zu müssen. So müsse 

u.a. das prestigeträchtige Bundeskanzler-Stipendium für 

Nachwuchsführungskräfte eingestellt werden. Diese Prioritä-

tensetzung der aktuellen Bundesregierung ist aus unserer 

Sicht falsch. Sie schwächt Deutschland dabei, internationale 

Partnerschaften zur Lösung von großen globalen Herausfor-

derungen – wie z.B. dem Klimawandel – zu vertiefen. Es gilt, 

die internationale Zusammenarbeit in Wissenschaft und For-

schung strategisch auszubauen und die herausragend wichti-

ge Arbeit der AvH und des DAAD entsprechend zu stärken. 

Parallel dazu debattieren wir den Antrag der Ampelfraktionen 

Eine interessens- und wertegeleitete Internationalisierung 

von Wissenschaft und Hochschulbildung. 

Mit unserem Antrag Agrardiesel-Steuerentlastung für unsere 

Landwirtschaft unverzichtbar – den wir in dieser Woche erst-

malig beraten haben – setzen wir uns entschieden für die 

Fortführung der steuerlichen Entlastung beim Agrardiesel ein. 

Wir beobachten mit Sorge, dass die Land-, Forst- und Ernäh-

rungswirtschaft in Deutschland – wie auch andere Wirt-

schaftszweige – sich in einer Krise befindet. Die geplante Ab-

schaffung der Steuerentlastung beim Agrardiesel durch die 

Bundesregierung ist – ungeachtet der zwischenzeitlich erfolg-

ten Abschwächung der Sonderbelastungen – ein erheblicher 

Nachteil für unsere Landwirtinnen und Landwirte und eine 

Schwächung der landwirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit. 

Mit unserem Antrag fordern wir die Bundesregierung auf, die 

Agrardiesel-Steuerentlastung dauerhaft fortzuführen. Diese 

Maßnahme ist unverzichtbar, um die heimische Land- und 

Forstwirtschaft in diesen herausfordernden Zeiten zu unter-

stützen und ihren Beitrag zur Sicherung der Ernährung und 

zum Erhalt der Kulturlandschaft in Deutschland abzusichern.  

Die Woche im Plenum  

1. Initiativen unserer CDU/CSU-Fraktion  

Deutschland aus der Baukrise führen – Jetzt wirksame Maß-

nahmen für bezahlbares Bauen und Wohnen ergreifen. 

Deutschland ist in einer echten Wohnungsbaukrise. Die Lage 

ist dramatisch: Die Baugenehmigungszahlen brechen flächen-

deckend ein, die Auftragsbücher der Unternehmen laufen leer 

und Projekte werden reihenweise storniert. Einige Unterneh-

men mussten bereits Insolvenz anmelden, viele andere sind in 

eine bedenkliche finanzielle Schieflage geraten. Es gibt bereits 

Kurzarbeit und erste Entlassungen. Wir brauchen jetzt einen 

Impuls für mehr und bezahlbaren Wohnungsbau. Die Ampel-

Regierung hat bisher alle Hilferufe aus der Bauwirtschaft un-

gehört verhallen lassen. Leidtragende sind die vielen hun-

derttausend Menschen, die auf der Suche nach einer bezahl-

baren Wohnung sind. Mit unserem Antrag – den wir in dieser 

Woche abschließend beraten – stellen wir deshalb fest: Die 

Bauwirtschaft ist ein tragender Pfeiler unserer Konjunktur. 

Angesichts der dramatischen Lage auf dem Wohnungsmarkt 

muss gegengesteuert werden. Dafür ist ein Dreiklang aus 

steuerlichen Maßnahmen, gezielter Förderung und der Sen-

kung von Bau- und Baunebenkosten nötig. Der Staat muss 

vom Kostentreiber des Wohnungsbaus zum Impulsgeber wer-

den. So erhalten wir Baukapazitäten und schaffen Raum für 

bezahlbares Bauen und Wohnen. Der Bundeskanzler steht 

hier persönlich in der Verantwortung, denn er hatte sich im 

Bundestagswahlkampf die Schaffung bezahlbaren Wohn-

raums auf die Fahnen geschrieben. 

Rückzug der Bundesregierung aus der internationalen Zu-

sammenarbeit in Wissenschaft und Forschung stoppen – 

Deutsche Vermittlerorganisationen stärken. Die Regierungs-

koalition hat im Koalitionsvertrag ein Versprechen abgegeben: 

„Wir werden die institutionelle Förderung von Deutschem 

Akademischen Austauschdienst (DAAD) und Alexander von 

Humboldt-Stiftung (AvH) analog zum Pakt für Forschung und 
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tenz- und Kapazitätsaufbaus, einer transparenten Ausfuhr-

kontrolle, sowie der Anpassung des Beschaffungsprozesses 

der Bundeswehr mit dem Ziel der frühzeitigen Einbeziehung 

der Industrie. Zudem kritisieren wir die Untätigkeit der Bun-

desregierung trotz der proklamierten Zeitenwende. Wir for-

dern ein klares Bekenntnis zur Nachhaltigkeit und eine ver-

lässliche Exportpolitik, um deutsche Rüstungsunternehmen 

international wettbewerbsfähig zu halten. Dieser Ansatz ist 

essenziell für die Freiheit und den Wohlstand Deutschlands 

und bildet die Grundlage für eine gesamtstaatliche Resilienz. 

Die Zeitenwende auch auf See umsetzen – Befugnisse der 

Bundespolizei erweitern und der Bedrohungslage anpassen. 

Mit unserem Antrag reagieren wir auf aktuelle Sicherheitsher-

ausforderungen auf See – wie etwa der Sabotage von Unter-

wasserinfrastrukturen wie Kabel und Pipelines sowie auf die 

zunehmenden Bedeutung deutscher Seegebiete als Wirt-

schaftsraum. Wir stellen fest: Seegebiete und deren kritische 

Infrastrukturen, wie Offshore-Windkraftanlagen, Pipelines, 

Kabel und LNG-Terminals müssen besser geschützt werden. 

Die Ressourcen der Bundespolizei und anderer Sicherheitsbe-

hörden müssen deshalb effizient auf den besseren Schutz 

dieser kritischen Infrastrukturen ausgerichtet werden. Dazu 

sind auch die rechtlichen Rahmenbedingungen anzupassen. 

Mit unserem Antrag fordern wir die Bundesregierung auf, ein 

Seesicherheitsgesetz vorzulegen und die Befugnisse der Bun-

despolizei zu erweitern. Wir brauchen eine starke und koordi-

nierte Antwort auf die Herausforderungen der Seesicherheit. 

Einjahresbilanz des sogenannten Bildungsgipfels – Jetzt eine 

PISA-Offensive für die frühkindliche Bildung starten. Am 14. 

März 2024 jährte sich der von Bundesbildungsministerin 

Bettina Stark-Watzinger einberufene sogenannte Bildungsgip-

fel. Zu diesem Anlass ziehen wir mit unserem Antrag – den 

wir in dieser Woche erstmalig beraten haben – Bilanz. Wir 

stellen fest, dass der Bildungsgipfel bis heute ohne Ergebnis 

blieb. Vielmehr führen Haushaltskürzungen, auslaufende Bil-

Schiene in die Zukunft führen – Deutsche Bahn AG neu auf-

stellen. Die Deutsche Bahn befindet sich in der Krise. Un-

pünktlichkeit, kaputte Züge und Unzuverlässigkeit sind bei 

Zugreisen trauriger Alltag. Der Betrieb auf der Schiene ist no-

torisch überlastet, obwohl die angestrebte Verlagerung von 

anderen Verkehrsträgern auf die Schiene nicht erreicht wur-

de. Die Deutsche Bahn hat die notwendigen Investitionen in 

den Aus-, Um- und Neubau der Schiene nicht getätigt. Dabei 

hat sie vom Eigentümer Bund dafür viele Milliarden Euro er-

halten, unter anderem über die Leistungs- und Finanzierungs-

vereinbarungen I bis III und das „1000 Bahnhöfe-Programm“. 

Die Ampel plant aktuell nur geringfügige Änderungen bei der 

Bahn. Von einer echten Reform sind die Vorschläge weit 

entfernt. Mit unserem Antrag – den wir in dieser Woche ab-

schließend beraten – stellen wir fest: Bei der Deutschen Bahn 

kann es nicht so weitergehen wie bisher. Das Unternehmen 

muss grundlegend neu aufgestellt werden. Es braucht einen 

echten Quantensprung im Personen- und Güterverkehr. In 

unserem Leitantrag schlagen wir deshalb vor, die Infrastruktur 

vollständig vom Transportbereich zu trennen. Die Struktur 

von über 700 Tochterunternehmen muss entflochten werden. 

Die Vorgaben des Bundes müssen künftig verbindlich umge-

setzt werden. Der Verkehrsminister sollte hierfür mehr Ein-

flussmöglichkeiten erhalten, dafür dann aber auch die Ge-

samtverantwortung für die Umsetzung der Bahnpolitik tragen. 

Mit unserem Antrag Bündnis- und Verteidigungsfähigkeit 

nachhaltig sichern – Strategie zur Stärkung der deutschen 

Sicherheits- und Verteidigungsindustrie umgehend anpas-

sen, den wir in dieser Woche erstmalig beraten haben, for-

dern wir die Überarbeitung des Strategiepapiers der Bundes-

regierung zur Stärkung der Verteidigungsindustrie. Angesichts 

neuer Bedrohungen muss die Bundesregierung die Sicherheits

- und Verteidigungsindustrie als national unverzichtbare 

Schlüsselbranche anerkennen. Sie muss deren nachhaltige 

Förderung, Erhalt und Ausbau sicherstellen. Mit unserem An-

trag betonen wir die Notwendigkeit eines nationalen Kompe-



 5 

Eiern, und fordern eine Anpassung im Bundesnaturschutzge-

setz, um solche Maßnahmen zu erleichtern. Außerdem soll 

die Bundesregierung sich auf EU-Ebene für eine Einordnung 

des Kormorans als bejagbare Art einsetzen, um den Schutz 

heimischer Fischarten zu gewährleisten. 

In abschließender Beratung befassten wir uns in dieser Wo-

che zudem mit unserem Antrag Bestandsregulierung der 

Saatkrähe ermöglichen – Belastung für Anwohner verringern 

– Landwirtschaftliche Aussaat sichern. Mit unserem Antrag 

fordern wir effektive Lösungen für die Probleme, die durch 

die stark wachsende Population der Saatkrähe in Deutschland 

verursacht werden. Wir fordern eine Herabstufung des 

Schutzstatus der Saatkrähe, um eine kontrollierte Bestandsre-

gulierung zu ermöglichen und die Bejagung der Art zu erlau-

ben. Dies soll analog zu Regelungen erfolgen, wie es sie be-

reits in Ländern wie Schweden, Frankreich und der Slowakei 

gibt. Zudem soll die Bundesregierungen einen Gesetzesent-

wurf vorlegen, der Maßnahmen zur Verlagerung von Brutko-

lonien aus Wohngebieten und die Erleichterung der Entnah-

me umfasst. Die rapide Zunahme der Saatkrähen führt zu 

signifikanten Schäden in der Landwirtschaft und beeinträch-

tigt die Gesundheit sowie die Lebensqualität in städtischen 

Gebieten durch Verkotung öffentlicher Plätze. Wir wollen den 

Konflikt zwischen dem Schutz der Saatkrähen und den Inte-

ressen der Landwirtschaft und der Bevölkerung lösen.  

  

2. Sonstige Tagesordnungspunkte  

In abschließender 2./3. Lesung haben wir den Entwurf der 

Bundesregierung für ein Digitale-Dienste-Gesetz beraten. Die 

Ampelkoalition will mit diesem Gesetz den nationalen Rechts-

rahmen an die EU-Verordnung über einen Binnenmarkt für 

digitale Dienste anpassen. Ziel der Regulierung ist die 

Schaffung eines sicheren, vertrauenswürdigen Online-

Umfeldes in der EU. Der Gesetzentwurf sieht auch die Einset-

zung eines Koordinators für digitale Dienste vor. Darüber hin-

dungsprogramme und fehlende Bekenntnisse zu versproche-

nen Bildungsmaßnahmen zu einer dramatischen Planungsun-

sicherheit für Länder, Kommunen, Kindertageseinrichtungen 

und Schulen. Doch statt einer engeren Zusammenarbeit setzte 

Bundesbildungsministerin Stark-Watzinger in den vergange-

nen zwölf Monaten seit dem Bildungsgipfel noch stärker auf 

eine Konfrontation mit den Ländern. Viel zu oft wurden durch 

die Ministerin Entscheidungen vertagt und gemachte Zusagen 

wieder infrage gestellt. Die Länder fordern zu Recht, sich end-

lich wieder auf gemachte Zusagen und Zeitpläne der Bundes-

bildungsministerin verlassen zu müssen. Die Bundesregierung 

scheint die wirtschaftlichen Auswirkungen der bildungspoliti-

schen Herausforderungen zu unterschätzen. Wirtschaftsver-

bände schlagen längst Alarm. Betriebe bemängeln das drama-

tisch sinkende Kompetenzniveau von Schulabgängern und 

fürchten um ihren Fachkräftenachwuchs. Eine zentrale bil-

dungspolitische Herausforderung ist die Abhängigkeit des 

Bildungserfolgs von der Unterstützung im Elternhaus, welche 

durch eine Stärkung der frühkindlichen Bildung gesenkt wer-

den muss.  

Mit unserem Antrag Kormoranmanagement – Schutz von 

Artenvielfalt und Fischereibeständen adressieren wir das 

Problem der sich stark vermehrenden Kormoranpopulationen 

und deren negativen Einflüsse auf die Fischbestände in 

Deutschland. Wir erkennen an, dass der Kormoran, früher 

nahezu ausgerottet, heute durch Schutzmaßnahmen nicht 

mehr als gefährdet gilt. Jedoch führt der erhöhte Fraßdruck 

dieser Vögel zu ernsthaften Bedrohungen für die Artenvielfalt 

der Fischbestände sowie die Binnen- und Seefischerei. Mit 

unserem Antrag fordern wir die Bundesregierung auf, ein 

bundesweites Kormoranmanagement zu etablieren und einen 

„Aktionsplan Kormoran“ zu entwickeln. Dieser Plan soll Län-

derverordnungen harmonisieren und Maßnahmen zur Vergrä-

mung sowie zur Eindämmung der Vermehrung des Kormorans 

beinhalten. Wir betonen die Wichtigkeit von schonenden, 

populationsbegrenzenden Maßnahmen, wie das Einölen von 
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das Mandat für die Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter 

deutscher Streitkräfte an der NATO-geführten Maritimen 

Sicherheitsoperation SEA GUARDIAN im Mittelmeer beraten. 

Die Bundesregierung bittet den Deutschen Bundestag um die 

Fortsetzung des Einsatzes bewaffneter deutscher Streitkräfte 

an der NATO-geführten Maritimen Sicherheitsoperation SEA 

GUARDIAN im Mittelmeer bis 31. März 2025. Das Mittelmeer 

bleibt eines der am stärksten befahrenen Seegebiete der 

Welt. Etwa ein Drittel aller über See verschifften Güter und 

ein Viertel aller Öltransporte weltweit werden durch das 

Mittelmeer geleitet. Gleichzeitig wird die Sicherheit des 

Mittelmeeres sowohl von den anhaltenden Krisen in Nord- 

und Westafrika als auch von der regionalen Instabilität im 

Nahen Osten negativ beeinflusst. Sea Guardian leistet einen 

aktiven und wichtigen Beitrag zur Sicherung der Südflanke der 

NATO, an dem sich Deutschland weiterhin beteiligen sollte. 

Die personelle Mandatsobergrenze der einzusetzenden Solda-

tinnen und Soldaten bleibt bei 550. Der Auftrag, einen Beitrag 

zur Seeraumüberwachung, zum Lagebildaustausch, zum mari-

timen Kampf gegen den Terrorismus und zur Beschränkung 

des Waffenschmuggels zu leisten, bleibt unverändert.  

Aktuelle Stunde: Antisemitismus in allen Erscheinungsfor-

men aktiv bekämpfen – Keine falsche Nachsicht in Kultur, 

Bildung und Wissenschaft. 

Seit dem Terrorangriff der Hamas auf Israel am 7. Oktober 

2023 ist Antisemitismus an deutschen Bildungs- und Wissen-

schaftseinrichtungen sowie im Kunst- und Kulturbetrieb in 

erschreckender und alarmierender Weise zutage getreten. 

Jüdische Schüler, Lehrkräfte, Studenten und Wissenschaftler 

erfahren noch häufiger als zuvor Anfeindungen und Angriffe. 

Antisemitische Vorfälle im Kulturbetrieb – etwa bei der docu-

menta in Kassel oder jüngst bei der Preisverleihung der Berli-

nale in Berlin – bleiben in der eigenen „Szene“ zu oft unwider-

sprochen.  

Antisemitismus ist in Deutschland generell – zu jeder Zeit und 

aus werden die Diensteanbieter verpflichtet, Melde- und Ab-

hilfeverfahren zur Bekämpfung illegaler Inhalte einzurichten. 

Zudem werden strengere Transparenzvorschriften im Bereich 

der Online-Werbung vorgeschrieben. Die Bundesregierung 

hat den Entwurf aufgrund langer interner Streitigkeiten be-

dauerlicherweise erst sehr spät auf den Weg gebracht. Eine 

zeitgerechte und rechtssichere Umsetzung des Gesetzes ist 

damit nicht gewährleistet. Darüber hinaus kritisieren wir feh-

lende Klarheit in den Anforderungen und Begriffsdefinitionen 

des Gesetzentwurfs, was die rechtssichere Umsetzung für 

Unternehmen erschwert und potenziell zu unklaren Zustän-

digkeiten führt. 

In abschließender Lesung befassten wir uns mit der Fortset-

zung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an 

der Mission der Vereinten Nationen in der Republik Südsu-

dan (UNMISS). Die Bundesregierung bittet den Deutschen 

Bundestag um Zustimmung, dass Deutschland sich weiterhin 

an der Mission der Vereinten Nationen in der Republik Südsu-

dan (UNMISS, United Nations Mission in the Republic of South 

Sudan) beteiligt. Das gegenwärtige Bundestagsmandat endet 

am 31. März 2024. Es soll bis zum 31. März 2025 verlängert 

werden. Die Mandatsobergrenze soll unverändert bei 50 be-

lassen werden. Dieses Mandat umfasst die Bereiche Schutz 

von Zivilpersonen, Schaffung förderlicher Bedingungen für die 

Bereitstellung humanitärer Hilfe, Beobachtungs- und Untersu-

chungstätigkeit auf dem Gebiet der Menschenrechte und die 

Unterstützung der Durchführung des Friedensabkommens 

und des Friedensprozesses. Die erfolgreiche Umsetzung die-

ses (Schutz-)Mandats durch UNMISS bleibt für die Stabilisie-

rung Südsudans und seine leidgeprüfte Zivilbevölkerung un-

verzichtbar. Der deutsche militärische Beitrag für UNMISS soll 

weiterhin darin bestehen, sich mit Einzelpersonal in den Füh-

rungsstäben der Mission sowie mit Beratungs-, Verbindungs- 

bzw. Beobachtungsoffizieren zu beteiligen. 

Außerdem haben wir – ebenfalls in abschließender Lesung – 
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Ehen mit unter 16-Jährigen wirksam werden. Es besteht des-

halb dringender Handlungsbedarf auf Seiten der Bundesregie-

rung, um das Verbot von Kinderehen aufrechtzuerhalten und 

den Schutz der betroffenen Kinder zu gewährleisten.  

Mit unserem Antrag fordern wir klare und effektive Regelun-

gen, um das Wohlergehen der betroffenen Kinder zu schützen 

und gravierende Nachteile beim Schutz von Minderjährigen 

zu verhindern. Kinderehen müssen in Deutschland auch wei-

terhin verboten bleiben. Die Bundesregierung muss jetzt tätig 

werden und schnellstmöglich einen Gesetzentwurf vorlegen, 

um die Rechte und das Wohlergehen der betroffenen Min-

derjährigen zu schützen. Eine Nachbesserung des Gesetzes 

zur Bekämpfung von Kinderehen ist unabdingbar, um schwer-

wiegende Folgen für das Kindeswohl und die Rechtslage in 

Deutschland zu vermeiden. Die Bundesregierung muss ihre 

Verantwortung für den Schutz von Kindern und Jugendlichen 

ernst nehmen.  

an jedem Ort – inakzeptabel. Dies gilt damit selbstverständ-

lich auch in Bildungseinrichtungen, an Hochschulen sowie im 

Kunst- und Kulturbereich. Es braucht eine breite gesellschaftli-

che und parteiübergreifende Reaktion auf die neuerlichen, 

unerträglichen Vorfälle von Antisemitismus. Mit einer 

„Aktuellen Stunde“ auf Antrag unserer Fraktion fordern wir 

die Bundesregierung zum Handeln auf. Hochschulgesetze 

müssen angepasst werden, damit die Möglichkeit der Exmat-

rikulation insbesondere bei antisemitischen Gewalttaten be-

steht. Das staatlich vergebene Label der „Exzellenz“ in Wis-

senschaft und Forschung dürfen aus unserer Sicht künftig nur 

solche Einrichtungen erhalten, die konsequent gegen Antise-

mitismus vorgehen. Wir erwarten, dass künftig keine Bundes-

mittel an Kulturprojekte oder Einrichtungen fließen, die Anti-

semitismus eine Bühne bieten. Wenn Förderungen bereits 

erfolgt sind, müssen diese zurückgefordert werden. Wir brau-

chen eine einheitliche, verbindliche Verpflichtungserklärung 

gegen Antisemitismus für alle bundesgeförderten Kulturein-

richtungen. Antisemitismus darf in Deutschland im Allgemei-

nen und in Bildungseinrichtungen, in Kunst und Kultur im Be-

sonderen keinen Platz haben.  

Gesetz zur Bekämpfung von Kinderehen nachbessern. 

Mit dem im Jahr 2017 verabschiedeten Gesetz zur Bekämp-

fung von Kinderehen wurden sogenannte „Frühehen“, die im 

Ausland geschlossen wurden und bei denen mindestens eine 

Person unter 16 Jahre alt war, in Deutschland für unwirksam 

erklärt. Das Bundesverfassungsgericht bestätigte grundsätz-

lich das Verbot solcher Ehen. Es betonte jedoch die Notwen-

digkeit, die Folgen unwirksamer Ehen zu regeln. Dies betrifft 

insbesondere Unterhaltsansprüche für die betroffenen Min-

derjährigen und die Möglichkeit, eine unwirksame Ehe mit 

Eintritt der Volljährigkeit – unter bestimmten Schutzmaßnah-

men – zu bestätigen. Wenn der Gesetzgeber bis zum 30. Juni 

2024 keine Neuregelung trifft, tritt die Regelung insgesamt 

außer Kraft – mit dem Ergebnis, dass im Ausland geschlossene 
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